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1. Einleitung: Fragestellung und Aufbau

Der folgende Beitrag befasst sich mit Entwicklung, Stand und Zukunftsperspektiven der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland. Im folgenden „strukturellen“ Teil werden zunächst die deutschen Kommunen und das Modell ihrer kommunalen Selbstverwaltung, insbesondere mit Blick auf deren funktionelle Rolle im Gesamtstaat, im Vergleich mit anderen europäischen Ländern (Großbritannien, Frankreich, Italien und Schweden) diskutiert, um das mögliche spezifische Profil des „deutschen Falles“ kenntlich zu machen. Im  darauf folgenden Abschnitt werden die Reformen ihrer  („internen“ und „externen“) Organisation behandelt, die in den deutschen Kommunen seit den 1990er Jahre in Gang gekommen sind. Vor diesem Hintergrund wird abschließend erörtert, ob die deutschen Kommunen – ungeachtet ihrer fortdauernden finanziellen und rechtlichen Fremdbestimmung durch Bund, Länder und EU – absehbar im Stande sind, ihre Handlungsfähigkeit und die „Überlebensfähigkeit“ des Modells  kommunaler Selbstverwaltung zu behaupten. 
2. Die deutschen Kommunen im internationalen strukturellen Vergleich

2.1. Kommunen in der gesamtstaatlichen „Architektur“ 

Tabelle 1: Gesamtstaatliche “Architektur”
	
	Land
	
	Ebenen
	Zahlen
	Bevölkerungszahlen
(

	1
	Deutsch​land
	föderal
	Länder
	16, davon 3 “Stadtstaaten” (Berlin, Hamburg, Bremen)
	durchschn. 5,2 Mio.

	
	
	
	Kreise
	323
	170.000

	
	
	kommunal
	kreisangehörige Gemeinden
	12.196
	6.690

	
	
	
	kreisfreie Städte
	116
	

	
	
	inter​kommu​nal
	interkommunale Verbände
	1.708 Verwaltungsgemeinschaften, Ämter etc.*
	

	2
	Frank​reich
	
	régions
	22 + 4 (d’outre-mer)
	2,3 Mio.

	
	
	lokal
	départements
	96 + 4 (d’outre-mer)
	550.000

	
	
	
	communes
	36.569
	1.560

	
	
	inter​kommu​nal
	intercommunalité
	12.840 syndicats
2.601 communautés 
(à fiscalité propre)
	

	3
	Groß​britannien
	"quasi-föderal"
	regions
	Scotland, Wales
	Scotland:
5,0 Mio. inhab. 

Wales:
2,9 Mio. inhab. 

(= 13% der britischen Gesamtbevölkerung)

	
	
	
	(two-tier) counties
	34 + Greater London Author.
	720.000 (counties)

	
	
	lokal
	districts/boroughs (within counties)
	238 + 33 London boroughs + Corporation of London
	140.000

	
	
	inter​commu​nal
	single-tier authorities
	36 metropolitan councils + 
47 unitary authorities
	

	4
	Italien
	"quasi-föderal”
	regioni
	20 (15 statuto ordinario + 
5 statuto speciale
	2,9 Mio.

	
	
	lokal
	province
	103
	570.000

	
	
	
	comuni
	8.101
	7.270

	
	
	inter​kommu​nal
	intercommunal bodies
	356 comunità montane 
(gebildet aus 4.201 comuni)
	32.700

	
	
	
	
	278 unioni di comuni 
(gebildet aus 1.240 comuni)
	16.700

	
	
	
	
	zahlreiche consorzi und conveni
	

	5
	Schwe​den
	local
	landsting kommuner
	20 (davon 2 "regioner": 
Skåne + Västra Götaland)
	420.000

	
	
	
	kommuner
	290
	31.300


*
In Rheinland-Pfalz gehören 95% der Gemeinden einer „Verbandsgemeinde“ an und in Bayern sind 62% der Gemeinden Mitglied einer „Verwaltungsgemeinschaft“, während in NRW und Hessen alle Gemeinden „Einheitsgemeinden“ sind, also keinem interkommunalem Verband angehören.

Quelle: überwiegend aus Dexia 2008 (Daten für Zeitraum 2006-2009), eigene Zusammenstellung und Tabelle, vgl. Wollmann 2010a: 138 f.

Unter den hier diskutierten Ländern ist Deutschland exemplarisch für ein föderales System, in dem auf der regionalen Ebene die Länder vor allem darin eine starke – von ihnen als (Quasi-) Eigenstaatlichkeit reklamierte – Stellung haben, dass sie mit eigenen (im Grundgesetz festgelegten) Gesetzgebungs- und Verwaltungszuständigkeiten ausgestattet sind und zudem über den – von den Landesregierungen kontrollierten – Bundesrat als eine Art Zweite Kammer unmittelbaren Einfluss auf Bundesgesetzgebung und -politik haben). Die am 1. September 2006 in Kraft getretene Verfassungsänderung („Föderalismusreform I“) hat den Umfang der eigenen (ausschließlichen) Gesetzgebungszuständigkeiten der Länder merklich erweitert. 

Die unitarische Staatsform Großbritanniens erfuhr 1998 dadurch eine partielle Dezentralisierung, dass in Schottland und Wales nach Volksabstimmung gewählte regionale Parlamente (assemblies) – mit eigenen Politik- und Gesetzgebungszuständigkeiten – eingeführt wurden. Indessen ist die damit eingeleitete Quasi-Föderalisierung („road to quasi-federalism“, Wilson/Game 2006) insofern ausgesprochen asymmetrisch, als sie nur Schottland und Wales (mit 13 Prozent der gesamten Bevölkerung des Landes) betrifft, während das ursprüngliche Vorhaben der New Labour-Regierung, auch in England (mit 87 Prozent der Bevölkerung) in dessen acht (Planungs-)Regionen gewählte Vertretungen als Schritt zu weiterer Dezentralisierung einzurichten, unverwirklicht geblieben ist.

Obgleich sich Italiens Nach-Kriegs-Verfassung von 1948 dazu bekannte, die unitarisch-zentralistische Staatsorganisation (napoleonischer Provenienz) durch Dezentralisierung zu überwinden, brachten erst die Verfassungsreformen von 1999 und 2001 den Durchbruch zu einem dezentralisierten Staatsmodell. Insbesondere darin, dass die 22 Regionen (regioni) durch Verfassungsvorschrift mit eigenen Gesetzgebungs- und Politikzuständigkeiten ausgestattet worden sind, werden die Ansätze zu einem quasi-föderalen Staat („quasi-federal state“) (Bobbio 2005: 29) sichtbar.

Zwar wurden in Frankreich im Zuge der Dezentralisierung von 1982 (Acte I) 22 Regionen (régions) neu eingeführt, jedoch wurde von vornherein einhellig davon ausgegangen, dass diese als den beiden bestehenden subnationalen Selbstverwaltungsebenen départements und communes als rechtlich gleichgestellte collectivités territoriales zu betrachten seien (sog. non-tutelle) und mithin eine quasi-föderale Entwicklung ausgeschlossen sei (vgl. Wollmann 2008: 44 ff.; Kuhlmann 2009: 82 ff.).
2.2.
Umfang des Öffentlichen Sektors im internationalen Vergleich
Des Weiteren sei der Umfang, den Deutschlands öffentlicher Sektor im internationalen Vergleich hat, mittels der Staatsbeschäftigtenquote veranschaulicht, also anhand des Anteils, den die öffentlich Beschäftigten an der Gesamtheit der in der Volkswirtschaft Beschäftigten stellen.
Tabelle 2: Staatsbeschäftigtenquoten im internationalen Vergleich (Angaben in %)

	Land
	1995
	2005

	Norwegen
	31,2
	28,8

	Schweden
	29,8
	28,3

	Finnland
	21,0
	21,3

	Frankreich
	21,6
	21,9

	Großbritannien
	14,2
	14,6

	Italien
	14,2
	14,2

	USA
	15,4
	14,1

	Spanien
	11,5
	13,0

	Niederlande
	13,1
	12,8

	Deutschland
	12,2
	10,4

	Schweiz
	7,2
	7,1

	OECD26 (21)
	
	14,3 (14,7)


Quelle: OECD 2009 und eigene Zusammenstellung, Kuhlmann/Wollmann 2012: 82.

Es zeigt sich, dass sich Deutschland mit einer „Staatsbeschäftigtenquote“ von 10,4 Prozent (in 2005) am unteren Ende der OECD-Länder befindet (vgl. Tabelle 2). Die Tatsache, dass Norwegen und Schweden mit einer Staatsbeschäftigtenquote von rund 28 Prozent eine fast dreimal so hohen Anteil haben, weist auf die große Rolle hin, die der Öffentliche Sektor in den skandinavischen Ländern in der Verwirklichung des dortigen Sozialstaats traditionell spielt. Es verdient hervorgehoben zu werden, dass die Staatsbeschäftigtenquote in Großbritannien und USA deutlich über der in Deutschland liegt. Mithin weist Deutschland – in der hiesigen öffentlichen Diskussion oft nicht so wahrgenommen – einen im internationalen Vergleich bemerkenswert schlanken öffentlichen Personalsektor auf
.
2.3.
Umfang des kommunalen/munizipalen Sektors
Um vergleichende Hinweise auf den Grad der Dezentralisierung und auf das funktionale Gewicht, das den Kommunen im gesamtstaatlichen System zukommt, soll der Anteil herangezogen werden, den die einzelnen (intergouvernmentalen) Ebenen an der Gesamtheit der im Öffentlichen Sektor Beschäftigten haben (vgl. Tabelle 3).
Tabelle 3: Anteil der öffentlich Beschäftigten nach Ebenen

	Land
	Zentrale/
Bundesebene
	Regionale/
Landesebene
	Lokale Ebene
	Spezifische 
Sektoren*

	
	
	
	
	

	
	1985
	1994
	2005
	1985
	1994
	2005
	1985
	1994
	2005
	1985
	1994
	2005

	Deutschland
	9,9
	11,6
	12,0
	55,6
	51,0
	53,0
	34,5
	38,1
	35,0
	
	
	

	Frankreich
	54,9
	48,7
	51,0
	
	
	 
	27,1
	30,7
	30,0
	18,0
	20,6
	19,0

	UK
	21,9
	21,4
	16,8
	
	
	 
	55,0
	53,0
	56,0
	17,6
	20,8
	26,0

	Schweden
	 
	17,3
	17,0
	
	
	 
	
	84,7
	83,0
	
	
	

	Italien
	 
	63,0
	54,7
	
	
	3,8
	
	14,0
	13,6
	17,0
	19,0
	27,9


*
für UK: National Health Service; für Frankreich: Hôpitaux publics; für Italien: aziende sanitarie locali und (ab 2005 einschl.) enti publici
Quelle: Dexia 2006: 202, 167; Dexia 2008: 64, eigene Zusammenstellung; Wollmann 2010a: 142-143

Die weitestgehende Dezentralisierung weist Schweden auf, wo nur 17 Prozent des gesamten öffentlichen Personals beim Staat und 83 Prozent bei den Kommunen beschäftigt sind. Die öffentlichen Aufgaben werden damit ganz überwiegend von den zwei kommunalen Ebenen ausgeführt, vorrangig von den kommuner – die letzteren mit zwei Dritteln aller kommunal Beschäftigten (vgl. Wollmann 2008: 36). 

Auch in Deutschland ist der Anteil des Bundespersonals an der Gesamtzahl der öffentlich Beschäftigten mit knapp mehr als 10 Prozent auffallend gering. Hierin zeigt sich eindrücklich, dass, anders als in anderen föderativen Staaten (z.B. in den USA), dem Bund durch die Verfassung von 1949 die Möglichkeit verwehrt worden ist, zur Ausführung seiner Politiken und Gesetze eigene Verwaltungsbehörden auf den subnationalen Ebenen etablieren. Die starke intergouvernmentale (quasi-eigenstaatliche) Stellung der Länder wird durch ihren Personalanteil von 53 Prozent unterstrichen, der insbesondere Lehrer und Polizisten einschließt. Der Personalanteil der Kommunen (mit 35 Prozent) verlautbart ein verhältnismäßig breites Aufgabenprofil. Die Tatsache, dass die 116 „einstufigen“ kreisfreien Städte mit einem Drittel der Kommunalbediensteten fast so viele Beschäftigte haben wie die (rund 12.000) kreisangehörigen Gemeinden, verdeutlicht die Rolle, die die kreisfreien Städte als die „Arbeitspferde“ der kommunalen Ebene spielen (vgl. Wollmann 2008: 59).

Wenn im Vereinigten Königreich der Anteil vom Zentralstaat Beschäftigten bei 16,8 Prozent und der der kommunal Bediensteten bei 56,0 Prozent liegt
, so spricht dies zunächst für einen bemerkenswert hohen Grad der funktionalen Dezentralisierung. Indessen ist gerade im Falle Englands zur Einschätzung der tatsächlichen Dezentralisierung im Verhältnis der Zentralregierung und der kommunalen Ebenen daran zu erinnern, dass sich die Zentralregierung seit den 1980er Jahren gegenüber der kommunalen Ebene direkte Eingriffsrechte und Kontrollinstrumente in einem Ausmaß verschafft hat, das das Land (sieht man der in der in den späten 1990er Jahren erfolgten „asymmetrischen Quasi-Föderalisierung“ von Schottland und Wales ab) aus einem „unitary highly de-centralised“ in ein „unitary highly centralised country“ (Jones 1991: 208) verwandelt hat (vgl. Wollmann 2008: 32).

In Frankreich belegt der Personalanteil der drei subnationalen Selbstverwaltungsebenen mit 30 Prozent (nach 27,1 Prozent in 1985) das funktionale Gewicht, das diese als Ergebnis der Dezentralisierung gewonnen haben (vgl. hierzu Kuhlmann 2009: 94 ff.). Auch wenn zwei Drittel des „subnationalen“ Personals auf die communes entfallen, so bleibt allerdings daran zu erinnern, dass viele der kleinen und kleinsten der insgesamt 36.500 communes kaum mehr als eine Handvoll von Beschäftigten haben und sich als, wie gesagt worden ist, „administratives Brachland“ (véritable friche administrative, Jegouzo 1993) erweisen; mithin verbirgt sich hinter den beachtlichen Durchschnittszahlen der Kommunalbeschäftigten nach wie vor jenes „Frankreich der zwei Geschwindigkeiten“ (France à deux vitesses). Wenn der Anteil der Staatsbediensteten nach wie vor 51 Prozent beträgt, so lässt dies erkennen, dass der französische Staat – ungeachtet der Dezentralisierung – auf den subnationalen Ebenen weiterhin (nicht zuletzt vermöge des staatlichen Schulwesen) organisatorisch und personell präsent ist (zu diesem noch immer in der napoleonischen Staatstradition wurzelnden dualisme vgl. Marcou 2004: 239; Wollmann 2008: 21).

Auch in Italien liegt – ungeachtet der seit den frühen 2000er Jahren forcierten Dezentralisierung und Quasi-Föderalisierung der Regionen (regioni) (vgl. Bobbio 2005: 38) – der Anteil der Staatsbediensteten (etwa die Hälfte von ihnen Lehrer) noch immer bei 58 Prozent (nach 63,0 Prozent in 1994), während sich der Anteil der (quasi-föderalen) regioni auf 3,8 Prozent und der der beiden kommunalen Ebenen auf zusammen 17,3 Prozent beläuft. Von den letzteren entfallen etwa 90 Prozent auf die comuni und 10 Prozent auf die province.

2.4.
Anteil an den gesamtstaatlichen Ausgaben nach Ebenen

Tabelle 4: Anteil an den öffentlichen Ausgaben nach subnationalen Ebenen in % (in 2005)
	
	Deutschland
	Frankreich
	Italien
	Schweden
	Großbrit.

	
	Ge​mein​den*
	Kreise
	Land
	com​mu​nes
	dé​parte​ments
	ré​gions
	co​muni
	pro​vince
	regio​ni
	kom​muner
	lands​ting kom​muner
	sing​le-tier**
	coun​ties

	in % der gesamten öffentlichen Ausgaben
	11,7
	2,4
	24,6
	8,2
	5,4
	1,9
	8,8
	1,6
	19,6
	27,1
	13,5
	29,5


*
(kreisangehörige) Gemeinden plus kreisfreie Städte

**
single-tier local authorities (unitaries etc.) + two-tier districts, boroughs

Quelle: Daten Dexia 2008, eigene Zusammenstellung, Berechnung und Tabelle, vgl. Wollmann 2010a: 152.

Das funktionale Gewicht, das die subnationalen Ebenen im gesamtstaatlichen System haben, spiegelt sich auch in dem Anteil wider, den sie an den gesamten öffentlichen Ausgaben aufweisen (vgl. Tabelle 4).

In Deutschland liegt der Ausgabenanteil der Städte/Gemeinden (d.h. der kreisangehörigen Gemeinden und kreisfreien Städte) bei 11,7 Prozent, also merklich höher als in Frankreich und Italien, was die dortige geringere funktionale Bedeutung der unteren kommunalen Ebene (communes, comuni) verdeutlicht. Hingegen tritt der hohe Dezentralisierungsgrad Schwedens auch darin zutage, dass der Ausgabenanteil der unteren kommunalen Ebene (kommuner) bei 27,1 Prozent und der oberen kommunalen Ebene (landstings kommuner) bei 13,5 Prozent liegt.
2.5.
Kommunales Aufgabenprofil im europäischen Vergleich

Tabelle 5: Ausgaben der subnationalen Ebenen nach ökonomischen Funktionen in 2005 in Prozent
	Land
	Deutschland *
	Frankreich
	Italien **
	Großbritannien
	Schweden

	Funktion
	
	
	
	
	

	1
	Allgemeine Verwaltung
	11,4
	19,2
	14,6
	8,1
	10,0

	2
	Sozialpolitik
	32,2
	15,8
	4,6
	29,0
	27,0

	3
	Erziehung
	11,0
	16,2
	8,3
	30,0
	21,6

	4
	Gesundheit
	1,8
	0,6
	43,0
	0,0
	27,1

	5
	Wirtschaftliche Tätigkeiten
	2,1
	13,0
	14,0
	8,2
	5,8

	6
	Kultur, Freizeit
	8,9
	10,2
	3,0
	3,3
	3,4

	7
	Wohnen
	12,1
	15,2
	4,7
	5,9
	3,2

	8
	Öffentliche Ordnung
	6,2
	2,8
	1,5
	10,0
	0,9

	9
	Umweltschutz
	0,0
	6,9
	4,6
	4,5
	0,8


*
Deutschland: Städte und Kreise (ohne Länder)

**
Italien: comuni, province und regioni

Quelle: Daten aus Dexia 2008, eigene Zusammenstellung und Tabelle, vgl. Wollmann 2010a: 151.

Das kommunale Aufgabenprofil soll an dieser Stelle nur kurz skizziert werden (ausführlicher vgl. Marcou/Wollmann 2008: 150 ff.; Wollmann 2008: 65 ff.). 

Die Aufgabenprofile weisen im Vergleich einerseits erhebliche Gemeinsamkeiten auf (vgl. Tabelle 5), insbesondere hinsichtlich 

· der allgemeinen Verwaltungsausgaben;

· der Sozialausgaben, in denen traditionelle (vielfach in das Mittelalter zurückreichenden) Zuständigkeiten der Kommunen für sozialpolitische Aufgaben zum Ausdruck kommen (vgl. ausführlich Wollmann 2008: 120 ff.) und bei denen (mit ca. 30 Prozent der kommunalen Ausgaben) die Kommunen in Deutschland (neben Schweden und Großbritannien) an der Spitze stehen (vgl. Tabelle 5, Zeile: Sozialpolitik); 

· der kommunalen Wirtschaftsförderung;

· kultureller, Freizeit usw. -Aktivitäten;

· der sog. Daseinsvorsorge, also Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Abfallmanagement, öffentlichen Nachverkehr, auch Energieversorgung. Der Sektor der Daseinsvorsorge bildet in Deutschland wie in Schweden traditionell eine Kernaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung. Hierbei spielen in Deutschland die sog. Stadtwerke (als multi-funktionaler Dienstleister) eine wesentliche Rolle (vgl. ausführlich Wollmann 2002: 27 ff.). 

· Ein dem deutschen Kommunalmodell eigentümliches Funktionsfeld bilden die sog. „Ordnungsaufgaben“: Aufgaben der Öffentlichen Ordnung (KfZ, Passwesen), Vollzug des Bauordnungsrechts, teilweise Umweltrechts. Hierbei handelt es sich um „übertragene Aufgaben“, für deren Vollzug die Kommunalverwaltung der Fachaufsicht des Staates, d.h. des Landes unterliegt (siehe unten). 

Markante Unterschiede bestehen 

· zum einen bei Schulen (vgl. Tabelle 5, Zeile Erziehung), für die in Schweden und in England die kommunale Ebene auch die (umfangreichen) Personalkosten tragen, während in den kontinentaleuropäischen Ländern das Schulwesen, einschließlich der Entgeltung der Lehrer, grundsätzlich Sache des Staates (in Deutschland: der Länder) ist und die kommunale Ebene für die sächlichen Kosten (Bau, Unterhaltung usw. der Schulgebäude) aufkommt;

· zum anderen im Gesundheitswesen (vgl. Tabelle 5, Zeile Gesundheit), das in Schweden, Vereinigtem Köngreich und (seit 1978) in Italien als steuerfinanzierter öffentlicher Gesundheitsdienst organisiert ist, wobei in Schweden die operative und finanzielle Verantwortung wesentlich bei den landstings kommuner, in Italien zu einem erheblichen Teil bei den regioni und in UK bei der selbständigen Struktur des National Health Service liegt. Demgegenüber stützt sich das Gesundheitswesen in Deutschland wesentlich auf ein beitragsfinanziertes Versicherungssystem. 

Der deutschen Kommunaltradition ist ein duales Aufgabenmodell eigentümlich, in dem die Kommunen einerseits die (sich aus Artikel 28 Abs. 2 GG ergebenen) („echten“) kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben und andererseits ihnen vom Staat (d.h. von den Ländern) „übertragene“ öffentliche Aufgaben ausführen. Das letztere trifft insbesondere für die Kreise und kreisfreien Städte zu (vgl. Wollmann 2008: 48 mit Nachweisen). 

Die Regelung, ob echte Selbstverwaltungs- oder übertragene Aufgabe, hat große kommunalpolitische und -organisatorische Relevanz. Im Falle von übertragenen Aufgaben hat die gewählte Kommunalvertretung – anders als bei echten kommunalen Aufgaben – formal kaum Einfluss oder Kontrolle über deren Ausführung durch die kommunale Exekutive und unterliegt die letztere hierbei zudem nicht nur – wie bei echten kommunalen Aufgaben – einer Rechtsaufsicht sondern einer darüber hinausgehenden Fachaufsicht durch die staatlichen Aufsichtsbehörde (für Einzelheiten und Nachweise vgl. Wollmann 2008: 259 ff.). Insgesamt birgt diese Form der Aufgabenübertragung die Tendenz und Gefahr, dass die Kommunalverwaltung in Ansehung dieser Aufgaben in die Staatsverwaltung integriert, sozusagen verstaatlicht wird (vgl. Katz 2006: 885). Deshalb kann diese Form der Aufgabenübertragung eher als ein Akt der (administrativen) Dekonzentration und einer „unechten“ Kommunalisierung bezeichnet werden (vgl. Wollmann 1997). 
3. Organisationsreformen  der öffentlichen Verwaltung

Bekanntlich kam, ausgehend von Großbritannien und von der dort seit 1979 regierenden neo-liberal gesonnenen Konservativen Regierung unter Margaret Thatcher politisch-ideologisch gefördert, eine internationale Modernisierungsbewegung in Gang, innerhalb der – unter dem diffusen Sammelbegriff New Public Management – vor allem drei Stoßrichtungen unterschieden werden können (vgl. Pollitt/Bouckaert 2011).

· Zum einen war die neo-liberale Kritik an dem (unter Labour- bzw. sozialdemokratischen Regierungen expandierter) Welfare State (Sozialstaat) darauf gerichtet, dessen Aufgabenprofil und Verwaltung in Richtung eines „lean government“ („schlanker Staat“) zurückzustutzen.

· Zum anderen zielte New Public Management darauf, die traditionellen (vom Max Weber`schen Bürokratiemodell geprägten) Verwaltungsstrukturen, denen operative Unbeweglichkeit und verwaltungsökonomische Ineffizienz vorgeworfen wurde, umzukrempeln und durch am privatwirtschaftlichen Unternehmensmodell orientierte manageriale Konzepte, Instrumente und Strukturen zu ersetzen. 

· Schließlich war New Public Management darauf gemünzt, die Schlüsselrolle, die  der öffentliche Sektor aufgrund des „Monopols“ im Vollzug der staatlichen Aufgaben hatte, aufzubrechen und die Erledigung der öffentlichen Aufgaben im Wege marktlichen Wettbewerbs zu vergeben und im Ergebnis auf externe, vornehmlich privatwirtschaftliche Institutionen und Unternehmen auszulagern. Die Einführung von Marktmechanismen wurde seit den späten 1980er Jahren durch die Europäische Union verstärkt und forciert, die mit dem Ziel, den einheitlichen („single“) europäischen Markt für Güter, Leistungen und Personen herzustellen, eine entschiedene Politik der Marktliberalisierung verfolgte.
3.1.
Reduktion der öffentlich/kommunal Bediensteten

Konzeptionell und ideologisch durch neo-liberale Politikansätze angeleitet und von den sich verschärfenden budgetären Engpässen angetrieben, war in den meisten europäischen Ländern seit den 1990er Jahren eine personelle Reduzierung des öffentlichen Sektors zu beobachten. Das zeigte sich besonders ausgeprägt in Deutschland, wo seit den frühen 1990er Jahren – unter der Wucht der finanziellen Folgelasten der Deutschen Vereinigung – ein im internationalen Vergleich beispielloser Stellenabbau vollzogen wurde.

Tabelle 6:
Entwicklung der Gesamtbeschäftigtenzahlen im öffentlichen Sektor nach Ebenen (in %, jeweiliger Zeitraum in Klammern)

	Staat
	Zentrale/
Bundesebene
	Regionale/
Landesebene
	Spezifische
Sektoren
	Lokale Ebene
	Gesamt

	Deutschland
	-24
	-18
	
	Westdeutschland:
	

	
	
	
	
	-30,0
	

	
	
	
	
	Ostdeutschland:
	

	
	
	
	
	-53,3
	-23

	
	(91/04)
	(91/04)
	
	(91/04)
	(91/04)

	Frankreich
	+7
	
	+15*
	+24,0
	+13

	
	(94/03)
	
	(94/03)
	
	(94/03)

	Großbritannien
	-36
	
	+16**
	-5,0
	-4

	
	(90/03)
	
	(90/03)
	(90/03)
	(90/03)

	Schweden
	-3
	
	
	+0,5
	-2

	
	(96/03)
	
	
	(96/03)
	(96/03)

	Italien
	-11
	
	+5***
	-16,0****
	-7

	
	(92/04)
	
	(92/04)
	(92/04)
	(92/04)


*
Hôpitaux publics
**
National Health Service (NHS)
***
Aziende Sanitarie Locali e enti ospedalieri)

****
einschließlich regioni
Quellen: Dexia 2006: 167; Kuhlmann/Wollmann 2011: 85
Der massivste Stellenabbau hat in Deutschland stattgefunden, wo zwischen 1991 und 2004 der gesamte öffentliche Personalbestand um 23 Prozent, beim Bund um 24 Prozent, bei den Ländern um 18 Prozent und bei den Kommunen sogar um 30 bzw. 53 Prozent vermindert wurde. Hierbei zeigte sich im kommunalen Personalsektor ein eklatanter Unterschied zwischen den westdeutschen und den ostdeutschen Kommunen: In den ersteren belief sich der Stellenrückgang auf 30 Prozent, in den letzteren auf 53 Prozent. Der enorme Stellenabbau in den ostdeutschen Kommunen ist damit zu erklären, dass diese nach 1990 als unmittelbare Folge der Vereinigung eine regelrechte Explosion ihrer Personalstäbe (durch die „Kommunalisierung“ von Personal der Staatsverwaltung und -wirtschaft) erlebten und diese dann mit personalpolitisch harter Hand reduzierten (vgl. Wollmann 2008: 222 ff.; Kuhlmann 2009: 139 ff. mit weiteren Nachweisen).

Allerdings ist bei der Interpretation dieser Daten darauf hinzuweisen, dass die deutschen Kommunen (worauf weiter unten zurückgekommen werden soll) in den letzten Jahren in erheblichem Umfang dazu übergangen sind (vgl. Wollmann 2002: 37 ff.), einzelne Aufgaben- und Tätigkeitsfelder (mit dem Ziel einer größeren managerialen, personalrechtlichen usw. Beweglichkeit) auf selbständige Organisationseinheiten „auszulagern“ (corporatisation), die dann statistisch nicht mehr als kommunales Personal im engeren Sinne gezählt werden; der Anteil der auf diesem Wege ausgelagerten Personalteile wird inzwischen auf bis zu 50 Prozent geschätzt (vgl. Grossi/Marcou/Reichard 2010).

Die kommunalen Stellenstreichungen trafen vor allem solche kommunalen Aufgabenfelder, in denen sich die Kommunen traditionell freiwillig betätigen, also ohne hierzu durch Bundes- oder Landesgesetzgebung verpflichtet zu sein. Hierzu rechnen weite Teile der lokalen Sozialstaatlichkeit, die, sieht man von der Verwaltung und Finanzierung der Sozialhilfe als pflichtiger Selbstverwaltungsaufgabe ab, weitgehend freiwillig ist und als ein besonders traditionsreiches Feld kommunaler Selbstverwaltung zu gelten hat. Hier war der Stellenabbau in den letzten Jahren besonders ausgeprägt, mit Ausnahme der Kindertageseinrichtungen. Für Letztere mussten die Kommunen die Personalzahlen erhöhen, um den von Bund und Ländern verordneten Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz zu erfüllen. Auch die kulturellen Aktivitäten der Kommunen (Theater, Orchester, Museen, Büchereien, Musikschulen usw.), die traditionell freiwillige Aufgaben sind und die – vermöge städtischer Theater, Singschulen usw. – den deutschen Kommunen ein in internationalen Vergleich geradezu einzigartiges Profil verleihen, erweisen als für den budgetären Rotstift besonders anfällig (vgl. Wollmann 2002: 39 ff.; Wollmann 2008: 234 f. mit weiteren Nachweisen).

Die personalwirtschaftliche Schrumpfungs- und Schmerzgrenze, die vielfach erreicht und überschritten worden ist, wird zunehmend darin fühlbar, dass den Kommunalverwaltungen die in der Organisationsforschung sogenannten slack resources also jene organisatorischen Einheiten und personellen Stäbe nicht mehr haben, auf die sie angewiesen wären, um innovationsfähig zu bleiben und auf außergewöhnliche Entwicklungen und Ereignisse frühzeitig und kreativ zu reagieren.

Um den vergleichenden Blick noch auf die anderen Länder zu richten (vgl. Tabelle 6):
Während in Großbritannien die (mit neo-liberalem und konservativem Prägestempel vollzogenen) personalwirtschaftlichen Einschnitte ebenfalls drastisch ausfielen (36 Prozent auf der zentralstaatlichen und 5 Prozent auf der kommunalen Ebene), waren die personalwirtschaftlichen Veränderungen in Schweden mit insgesamt minus 2 Prozent gering (bei sogar geringfügigem prozentualem Wachstum des kommunalen Personals); hierin kommt zum Ausdruck, dass der schwedische Sozialstaat („Schwedisches Modell“) die politisch-ideologischen, sozioökonomischen und budgetären Herausforderungen mit nur geringen Erschütterungen bestand.

Frankreich erweist sich insofern als Ausreißer, als das Personal des Öffentlichen Sektors zwischen 1994 und 2003 sogar um 13 Prozent wuchs. Zwar lässt die Vermehrung des kommunalen Personals um 25 Prozent plausibel die Auswirkungen der seit 1982 laufenden Dezentralisierung erkennen, jedoch ist erstaunlich, dass ungeachtet dieser auch das staatliche Personal um 7 Prozent wuchs. Hier dürfte sich zeigen, dass in Frankreich, dessen „Staatsbeschäftigtenquote“ mit 21 Prozent in der Nähe der skandinavischen Länder liegt (siehe Tabelle 2), sich zum einen der dualisme (vgl. Marcou 2004; Wollmann 2008: 44), also das funktional-personelle Nebeneinander, wenn nicht Verdoppeln staatlicher und kommunaler Aufgabenerfüllung nach wie vor geltend macht die staatliche Politik, im Verein mit den Gewerkschaften, beschäftigungspolitisch auf die personelle Erhaltung, wenn nicht Expansion des Öffentlichen Sektors setzt. 
3.2 Interne Organisation/Re-organisation

Herkömmlich war die deutsche Kommunalverwaltung – insbesondere in denjenigen Verwaltungsteilen, die innerhalb des „dualistischen“ Aufgabenmodells mit dem Vollzug staatlich „übertragener“ Aufgaben befasst waren – am (Max Weber´schen) Modell rechtlich geregelter und (verwaltungsintern) hierarchischer Verwaltungsstrukturen orientiert. Die Empfehlungen, die die einflussreiche (1949 als Kommune-nahe Beratungsinstitution gegründete) KGSt zur Aufbau- und Ablauforganisation der Kommunalverwaltungen laufend veröffentlichte, haben der Ausprägung des Max Weber´schen Bürokratiemodells in der deutschen Kommunalverwaltung lange Zeit bestimmt.

Seit den 1960er- und 1970er-Jahren durchliefen die Kommunalverwaltungen eine erste größere Reformwelle, die zum einen ihre Anstöße von der kommunalen Gebietsreform und zum anderen von der Planungsdebatte sowie von fachspezifischen Reformdiskursen (ganzheitliche Dienste, bürgernahe Verwaltung usw.) erhielt. Die Gründung von Fachhochschulen zielte darauf, das kommunale Personal in der Ausbildung sowohl zum allgemeinen Verwaltungsdienst als auch zu fachspezifischen Tätigkeitsfeldern wie Sozialarbeit zu professionalisieren (vgl. Wollmann 2008: 232). Als Ergebnis zeigten die Kommunalverwaltungen (zum Ende der 1980er-Jahre) ein verhältnismäßig hohes (auch in der internationalen Diskussion anerkanntes und geschätztes) Leistungsvermögen.

In den frühen 1990er-Jahren setzte eine neue Welle der Verwaltungsreform ein, die vor allem durch das von der KGSt (und ihrem Leiter Gerhard Banner) formulierte Neues Steuerungsmodell (NSM) ausgelöst und vorangetrieben wurde, in dem vor allem die managerialen Elemente der New Public Management-Diskussion aufgegriffen und sozusagen „eingedeutscht“ wurden (bahnbrechend Banner 1991). Das NSM fand im Verlaufe der 1990er Jahre unter den Kommunen nicht zuletzt deshalb zunächst rapide Verbreitung (vgl. Reichard 1994), weil in es die Erwartung gesetzt wurde, durch seinen Einsatz ließe sich die sich im Gefolge der Deutschen Einigung verschärfende kommunale Finanzkrise meistern (vgl. Bogumil/Holtkamp  2006: 154 ff.).

Vermöge seiner managerialen Stoßrichtung war das NSM vor allem (binnenadministrativ) darauf gerichtet, das Verwaltungshandeln dadurch zu flexibilisieren und zu effektivieren, dass die bisherige (externe) Regel- (Input-) und (interne) hierarchische Steuerung des (Max Weber´schen) Bürokratiemodells durch die Einführung einer Ziel- (Output-)Steuerung und dezentralen Ressourcenverantwortung („let managers manage“) ersetzt werden sollte. Kosten-Leistungs-Rechnung, Zielvereinbarungen (Kontrakte) und Controlling wurden Schlüsselbegriffe (vgl. Bogumil et al. 2007: 23 ff.). Durch den neuen vom NSM ausgelösten Diskussionsschub kam eine Veränderungsdynamik in Gang, in der zunehmend auch auf traditionelle, auf die 1970er-Jahre zurückgehende und in der Zwischenzeit vielfach steckengebliebene Reformkonzepte zurückgegriffen wurde.

Ohne an dieser Stelle auf Details einzugehen (für empirische Untersuchungen vgl. Jaedicke et al. 2000 sowie zuletzt vor allem Bogumil et al. 2007), sei nur so viel angemerkt: Die Umsetzung des NSM ist weit hinter den ursprünglichen Zielsetzungen und Erwartungen zurückgeblieben (vgl. auch die bemerkenswert (selbst-)kritische Einschätzung in Banner 2001). Empirisch fassbare Veränderungen lassen sich vor allem dort beobachten, wo die Veränderungsdynamik, die die Diskussion um das NSM in vielen Kommunalverwaltungen und der budgetäre Problemdruck ausgelöst haben, in Fachverwaltungen dazu genutzt worden ist, eher traditionelle Reformkonzepte umzusetzen und sie gegebenenfalls mit New Public Management-Konzepten zu „amalgamieren“. Dies gilt insbesondere für die Schaffung von Bürgerämtern/-büros oder für die Beschleunigung von Baugenehmigungsverfahren durch Veränderungen der diesbezüglichen Aufbau- und Ablauforganisation (vgl. Jaedicke et al. 2000: 241). Dieses (gelungene) Mischverhältnis von traditionellem und erneuertem Verwaltungsmodell ist als Neo-Weberianismus (vgl. Bouckaert 2006) und die deutsche Verwaltungsentwicklung als ein Beispiel hierfür bezeichnet worden.
3.3 Externe Organisation/Re-organisation

In ihrem organisatorischen Außenverhältnis sind die kommunalen Verwaltungsstrukturen – unter Einfluss von managerialer Flexibilisierung und Marktliberalisierung – institutionell pluralisiert worden. 

Soziale Dienstleistungen

Zwar war es in der deutschen Kommunalpraxis (im Gegensatz zu Großbritannien und Schweden) in Anwendung des Subsidiaritätsprinzips seit Langem üblich, dass sich die Kommunen im Wesentlichen auf eine (in der New Public Management-Terminologie ausgedrückt) enabling-Rolle beschränken, während die Dienstleistungen von nicht öffentlichen Trägern, nämlich den gemeinnützigen Wohlfahrtsverbänden (in angelsächsischer Terminologie: NGOs) erbracht wurden. Jedoch haben die Wohlfahrtsverbände (in korporatistischem Zusammenwirken mit den kommunalen Behörden) über die Jahre vielfach ihre Teilmärkte (gewissermaßen oligopolitisch) abgesteckt und abgesprochen (vgl. Bönker/Wollmann 2003).

Mit der im Pflegeversicherungsgesetz von 1994 verfügten Marktöffnung für Pflegeleistungen und unter dem Eindruck der von der EU-Kommission verfolgten Marktliberalisierung sind die bisherigen Anbieter-Oligopole der gemeinnützigen Wohlfahrtsverbände aufgelöst worden, und einer größeren Vielfalt der privaten Anbieter und Selbsthilfegruppen und damit einer Pluralisierung der Anbieter gewichen (vgl. Wollmann 2008: 144 ff.).
Daseinsvorsorge

Zum anderen gerieten die Kommunen und ihre „Stadtwerke“, die sich in der sog. Daseinsvorsorge (öffentliche Dienstleistungen wie Wasser, Energie, ÖNPV, Abfall), einem Kernbereich des herkömmlichen kommunalen Aufgabenprofils, in traditionell (quasi-monopolistisch) abgeschirmten lokalen Märkte betätigten, in ein Spannungs- und Konfliktverhältnis zum europäischen Wettbewerbsrecht und dem Bestreben der Europäischen Union, auch und gerade im Bereich der in der EU-Terminologie als „Dienstleistungen von allgemeinem ökonomischen Interesse“ bezeichneten Daseinsvorsorge den einheitlichen Markt durchzusetzen und damit die lokalen („monopolistischen“) Teilmärkte außer Kraft zu setzen (vgl. Wollmann 2002: 32 ff.; Wollmann/Marcou 2010b). 
Unter dem Druck der auf die Herstellung eines einheitlichen (single) europäischen Marktes gerichteten Marktliberalisierungpolitik der EU, der wachsenden Konkurrenz national und international operierender (Versorgungs- usw.) Unternehmen und – last not least – ihrer Haushaltsengpässe haben die Kommunen eine weitreichende Reorganisation der Daseinsvorsorge eingeleitet (vgl. Kuhlmann 2009: 170 ff.). Bediente sich die deutsche Kommunalpraxis in diesem Handlungsfeld schon in der Vergangenheit eines Repertoires unterschiedlicher Organisationsformen zwischen der verwaltungsinternen Aufgabenerfüllung (in Regie und Eigenbetriebe) bis zur Gründung juristisch und ökonomisch selbständiger Betriebe (Eigengesellschaften), so ist inzwischen eine Welle von organisatorischen Auslagerungen in Eigengesellschaften (insbesondere in der juristischen Form der GmbH) zu verzeichnen gewesen. Inzwischen ist nur noch die Hälfte der Kommunalbediensteten in der Kernverwaltung und die andere Hälfte in solchen ausgliederten Organisationseinheiten beschäftigt (vgl. Grossi/Marcou/Reichard 2010).
Zudem sah sich eine wachsende Zahl von Kommunen veranlasst, ihre Betriebe, einschließlich der Stadtwerke, an private Unternehmen (als sog. materielle Privatisierung) zu veräußern oder diese als Minderheitsaktionäre zu beteiligen. 

Schien diese Tendenz über kurz oder lang das (wie gesagt wurde) „Stadtwerkesterben“ zu besiegeln, so deutet die jüngere Entwicklung auf ein comeback der kommunalen Dienstleister und auf eine „Rekommunalisierung“ von in der Zwischenzeit privatisierter Träger und Betriebe hin (vgl. Wollmann 2011; Wollmann/Baldersheim et al 2010: 179 f.; Wollmann/Marcou 2010b;  Kuhlmann/Wollmann 2012: 165 ff.; Kuhlmann 2009: 177 ff; jeweils mit Nachweisen). 

Zum einen erwiesen sich die Stadtwerke – nach einer Schwächephase – als bemerkenswert leistungsfähig, es mit der Konkurrenz der privaten Anbieter aufzunehmen und gegenüber diesen verlorenen Boden gutzumachen. Mancherorts sind die Kommunen dazu übergegangen, Stadtwerke entweder neu zu gründen und, nicht zuletzt durch interkommunale Kooperation, zu stärken.
Hinzu kommt, dass sich die politischen Rahmenbedingungen in mehrfacher Hinsicht einschneidend verändert haben. Zeigen sich doch sowohl die Bundesregierung als auch die EU Kommission beispielsweise im Energiesektor daran interessiert, kommunale Energiebetriebe zur Sicherung des Wettbewerbs mit den großen Energieversorgern und als Träger alternativer Energiepolitik zu erhalten und zu stärken. Gleichzeitig übt die EU durch Wettbewerbs- und Entflechtungsauflagen auf die großen Energieversorger ein, um sie zum Rückzug aus den von ihnen erworbenen Aktienanteilen an kommunalen Gesellschaften zu veranlassen (vgl. Wollmann/Baldersheim et al. 2010: 179 f.; Wollmann 2011). 

Zudem signalisiert der am 1.12.2009 in Kraft getretene Vertrag von Lissabon (d.h. ein diesem beigefügtes Protokoll)
 die Bereitschaft der EU, die „Dienstleitungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interessen“ vom ursprünglich intendierten europäischen Marktregime freizustellen und den nationalen Regierungen insoweit Gestaltungsspielräume zu überlassen.
4. Zusammenfassung
Einerseits kann die deutsche kommunale Selbstverwaltung im europäischen Vergleich zur Gruppe der politisch, administrativ und funktional stärksten Kommunalsysteme gerechnet werden. Dieses Profil ist durch Entwicklungen der letzten Jahre noch geschärft.

Zum einen ist hervorzuheben, dass die Art. 28 II GG, also in nationalem Verfassungsrecht verankerte institutionelle Garantie der kommunalen Selbstverwaltung der Gemeinden (und auch Kreise) durch den am 1.12.2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon
 nunmehr (im Verein mit anderen nationalen Verfassungs- und Gesetzesregelungen) europarechtlich anerkannt worden ist
. Befand sich das deutsche (politisch und funktional starke) Kommunalmodell (neben denn ebenfalls politisch und funktional starken, wenn nicht noch stärkeren skandinavischen Kommunalmodellen) eher in der Minderheit gegenüber den schwächeren Kommunalmodellen der meisten anderen europäischen Länder (vgl. Wollmann 2002: 43 ff.), so ist durch den Vertrag von Lissabon auch insoweit eine Europäisierung eingeleitet wurden, durch die die „kommunale Blindheit“, die der EU-Verfassung bislang angekreidet wurde, überwunden und der europa(verfassungs)rechtliche Stellenwert der kommunalen Selbstverwaltung insgesamt und damit auch der deutschen kommunalen Selbstverwaltung gestärkt worden. Ferner wurde der Grundsatz der Subsidiarität, der 1992 durch den Vertrag von Maastricht europarechtlich verankert worden war und auf eine Kompetenzabgrenzung zwischen der EU und den nationalen Mitgliedsstaaten zielt, nunmehr durch den Vertrag von Lissabon europarechtlich ausdrücklich auf die auf die subnational-kommunale Ebene ausge​dehnt.

Zweitens: Das politische Profil der Kommunen ist durch die Einführung von Verfahren der direkten Demokratie (Bürgerbegehren und -entscheide, Direktwahl und auch Abwahl der Bürgermeister und Landräte) gestärkt worden – als Ergänzung (und mögliches Korrektiv) des traditionellen Primats der repräsentativen Demokratie (Wahl der Kommunalvertretungen) (für Übersicht und Nachweise vgl. Wollmann 2008: 74 ff.).
Drittens: Zugleich ist das politisch-exekutive Leitungs- und Führungspotential der Kommunen durch die Einführung der Direktwahl der Bürgermeister und Landräte erhöht worden. War das Verhältnis von gewählter Kommunalvertretung und dem von dieser gewählten Bürgermeister bzw. Landrat einem kommunalen parlamentarischen System vergleichbar, so nähert sich es sich infolge der Direktwahl von Bürgermeister/Landrat einem präsidentiellen System, in dem sich dieser – über seine Funktion als exekutive Verwaltungsspitze und Vorsitzender der Kommunalvertretung hinaus – eine direktdemokratische Legitimierung besitzt (für Übersicht und Nachweise vgl. Wollmann 2008: 86 ff.). 

Viertens: Die administrative Handlungsfähigkeit der Kommunen ist im Zuge der Verwaltungsmodernisierung der letzten Jahre gesteigert worden. Dies gilt vor allem dort, wo (wie oben angedeutet) die auf operative Flexibilität und ökonomische Effizienz zielenden Konzepte des Neuen Steuerungsmodells mit eher traditionellen Verwaltungsreformkonzepten verknüpft (amalgamiert) worden sind (vgl. Bogumil et al. 2007: 315 ff.; Jaedicke et al. 2000: 261) und sich hieraus ein „Neo-Weber’sches“ Verwaltungsmodell ausprägt (vgl. Bouckaert 2006).

Fünftens: Hatten die Kommunen und insbesondere ihre Stadtwerke seit den 1990er Jahren die Erbringung öffentlicher (Dienst-) Leistungen zunächst (unter dem Druck der Marktregulierungspolitik der EU und budgetärer Engpässe) kommunale Dienstleistungen (Energie, Wasser usw.) durch Verkauf an private Anbieter (materiell) privatisiert, so erleben die kommunalen Dienstleister, vorab die Stadtwerke, in letzter Zeit ein comeback durch Re-kommunalisierung (vgl. Wollmann/Baldersheim et al. 2010; Wollmann/Marcou 2010b; Wollmann 2011). Dieser Trend wird auch von einem jüngsten Strategiewechsel der EU unterstützt, durch den der (potentiell EU-weite) Wettbewerbsimperativ für die lokalen Märkte der Dienstleistungen von allgemeinen ökonomischen Interesse gelockert worden ist (vgl. oben
).

Jedoch werden auf der anderen Seite die kommunale Autonomie und Handlungsfähigkeit der Kommunen durch eine Reihe von externen Vorgaben und Restriktionen in Frage gestellt.

Zum einen und zuvörderst verschärfen sich die finanzielle Engpässe der Kommunen und verengen sich ihre budgetären Handlungsspielräume. So sind trotz konjunkturellen Erholung steigen die Sozialausgaben der Kommunen weiter an (vgl. Deutscher Städtetag 2011
, Anton/Diemert 2010: 18). Die stärksten Kostentreiber im Sozialbereich sind die Kosten der Unterkunft für Landzeitarbeitslose, die Jugendhilfe, die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen und die Grundsicherung für ältere Menschen
. Auf diese strukturelle Überlastung und Unterfinanzierung reagieren die Städte vielfach durch weitere rigorose Sparmaßnahmen (für eine eindringliche Liste der Sparstrategien von Städten vgl. Deutscher Städtetag 2011), indem (nicht selten im Rahmen von den Kommunen durch die Landesregierung auferlegten sog. Haushaltssicherungskonzepten) kommunale Leistungen (etwa in der Jugend- und Altenhilfe) beschnitten, dringende Neu- und Ersatzinvestitionen in die kommunale Infrastruktur aufgeschoben und die freiwilligen Zuwendungen an lokale Gruppen und Projekte gestrichen werden (siehe hierzu auch die Ergebnisse einer von Ernst & Young unlängst bei 300 Kommunen durchgeführten Befragung, vgl. Ernst & Young 2011).

Zugleich sehen sich viele Kommunen (nach der Umfrage von Ernst & Young: jede zweite) auch im Jahr 2011 gezwungen, ihre Personalstäbe ungeachtet dessen weiter zu reduzieren, dass schon in den letzten Jahren ein rigoroser Kurs des Stellenabbaus verfolgt und die verwaltungs- und sozialpolitische Schmerzgrenze der personellen Ausstattung längst erreicht und überschritten worden ist. 

Angesichts dieser die Handlungsfähigkeit der Kommunen, ja den Kern kommunaler Selbstverwaltung bedrohenden Entwicklung wird eine tiefgreifende Reform der Kommunalfinanzen im bundesstaatlichen System für unabweisbar gehalten. Um eine solche vorzubereiten, berief die Bundesregierung am 24.2.2010 eine Gemeindefinanzkommission (mit Beteiligung des Bundes, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände). Im Zwischenbericht, den diese im Juli 2010 vorlegte, werden mehrere Reformvarianten zur Diskussion und „zur Prüfung“ gestellt, die um die Abschaffung der Gewerbesteuer und deren Kompensation (u.a. eigenes kommunales Hebesatz- oder Erhebungsrecht auf die Einkommenssteuer) (vgl. Anton/Diemert 2010: 25ff). Da es sich in jeder Variante um einschneidende Eingriffe in die gegenwärtige Regelung in Grundgesetz und Gesetzgebung handeln würde, ist mit einer kurzfristigen Reform – im Vorfeld der Bundestagswahlen von 2013 freilich kaum zu rechnen.

Schließlich – last not least – sehen sich die Kommunen und ihre Verwaltungen – ungeachtet aller (politikrhetorischen Rufe nach Deregulierung) einer wachsenden Dichte rechtlicher Vorgaben und Bindungen durch Bundes- und Landesgesetzgebung und zunehmend durch EU-Normsetzung, in der Form von in nationales Recht gegossene Direktiven oder von primärrechtlichen EU-Verordnungen, gegenüber, die ihren Entscheidungs- und Handlungsspielraum weiter einengen. 
Zusammenfassend betrachtet, scheint das tradierte Kommunalmodel – zumal unter der Wucht einer strukturellen und chronischen finanziellen Krise und Auszehrung – einerseits davon bedroht, in ihrem historischen Kern kommunaler Selbstverwaltung ausgehöhlt und zum Auslaufmodell zu werden (vgl. Wollmann 2002). 
Andererseits hat es jedoch in seiner historischen, auch und gerade jüngeren Entwicklung eine bemerkenswerte Leistungs-, Innovations- und (Über-)Lebensfähigkeit bewiesen. Es sei nur daran erinnert, dass die Kommunen nach 1945 die einzige institutionelle Ebene war, die das Ende des Reichs und seiner damaligen Länder überlebte und in der Bewältigung der beispiellosen Nachkriegsnot Enormes leisteten. Ähnlich waren die ostdeutschen Kommunen die einzige Ebene, die nach 1990 den Untergang des DDR-Staates institutionell überdauerte und als erste den politischen, sozialen und ökonomischen Umbruch (mit solidarischer Verwaltungshilfe durch die westdeutschen Kommunen) einleitete, noch ehe die ostdeutschen Länder neubegründet wurden. Diese „pfadabhängigen“ Entwicklungslinien lassen erwarten, dass die Kommunen - ungeachtet andauernder finanzieller und rechtlichen Fremdbestimmung durch Bund, Länder und EU – im Stande sind, ihre Handlungsfähigkeit  und die „Überlebensfähigkeit“ ihres Modells kommunaler Selbstverwaltung zu behaupten. Darin, dass der Vertrag von Lissabon die kommunale Selbstverwaltung (auch und gerade in ihrer in Art 28,II verfassungsrechtlich verbrieften Form) nunmehr erstmals  europarechtlich anerkannt, kann ein wichtiger Schritt und Impuls gesehen werden, den institutionellen, politischen, funktionalen und finanziellen Stellenwert der Kommunen im europäischen Mehrebenen-System dauerhaft zu sichern. 
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� Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass in Deutschland ein erheblicher Teil der sozialen Dienstleistungen von den sog. freien Trägern (Wohlfahrtsverbänden) erbracht werden, die statistisch dem Öffentlichen Sektor nicht zugerechnet werden, während die sozialen Dienste insbesondere in Schweden Bedienstete der Kommunen, also des Öffentlichen Sektors sind. 


�	Der öffentlichen Gesundheitsdienst, NHS, mit 26 Prozent des öffentlichen Personals bleibt an dieser Stelle außer Betracht.


�	Hierbei bleibt zu beachten, dass die lokalen Gesundheitsagenturen (aziende sanitarie locali), in deren Tätigkeiten insbesondere die regoni, aber auch die comuni einbezogen sind, eine eigenständige Organisationsstruktur bilden und ihr Personal (mit einem Anteil von rund 20 Prozent) statistisch separat erfasst wird.


�	„…die wichtige Rolle und der weite Ermessensspielraum der nationalen, regionalen und lokalen Behörden in der Frage, wie Dienste von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse auf eine den Bedürfnissen der Nutzen so gut wie möglich entsprechende Weise … zu organisieren“. 


� 	Amtsblatt der Europäischen Union vom 17. Dezember 2007, C 306 


� 	In Art. 4 wird festgelegt, dass die Union „die jeweilige nationale Identität (der Mitgliedstaaten (achtet), die in ihren grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen Strukturen einschließlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt“. Damit wird die in Grundgesetz verankerte institutionelle Garantie der Gemeinden (und Kreise) kommunale Selbstverwaltung in das („primäre“) Europarecht übernommen.


�	In Art 5 wird festgelegt, dass „nach dem Subsidiaritätsprinzip … die Union in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig (wird), sofern und soweit die Ziele der in Betracht kommenden Maßnahmen von den Mitgliedsstaaten werde auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ich res Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu wirklichen sind“.


�	In Art. 4 wird festgelegt, dass die Union „die jeweilige nationale Identität (der Mitgliedstaaten (achtet), die in ihren grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen Strukturen einschließlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt“. Damit wird die in Grundgesetz verankerte institutionelle Garantie der Gemeinden (und Kreise) kommunale Selbstverwaltung in das („primäre“) Europarecht übernommen.


�	Pressemitteilung vom 14.02.2011.


�	Nach den Ergebnissen einer vom Deutschen Städtetag unter seinen Mitgliedsstädten durchgeführten Umfrage haben sich in zahlreichen Städten die Ausgaben für die Grundsicherung im Alter seit 2004 mehr als verdoppelt und die Ausgaben für Unterkunftskosten für Landzeitarbeitslose seit 2005 um mehr als 20 Prozent erhöht, vgl. Deutscher Städtetag 2011.
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